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Gemäß § 48b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) 

schließt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 

mit dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung des Landes 

Sachsen-Anhalt  

zur Erreichung der Ziele der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

hinsichtlich der Leistungserbringung durch die zugelassenen kommunalen Träger 

für das Jahr 2026 folgende 

 

Zielvereinbarung 

 

I. Grundsätze 

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende zielt darauf ab, Leistungsberechtigten ein men-

schenwürdiges Leben zu ermöglichen und dazu beizutragen, dass Menschen ihren Le-

bensunterhalt aus eigenen Mitteln bestreiten können. Zu den Zielen, die daraus abgeleitet 

werden, zählen die Verringerung der Hilfebedürftigkeit, die Verbesserung der Integration in 

Erwerbstätigkeit, die Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug, sowie die Verbesse-

rung der sozialen Teilhabe. Gleichstellung von Frauen und Männern, im Sinne gleicher wirt-

schaftlicher Unabhängigkeit durch eigenständige wirtschaftliche Sicherung im Lebensver-

lauf, ist in der Grundsicherung für Arbeitssuchende als durchgängiges Prinzip zu berück-

sichtigen. Dazu müssen gleiche Chancen auf eine existenzsichernde Arbeitsmarktintegra-

tion, unabhängig vom Geschlecht, unterstützt werden. 

Die Erreichung der Ziele hat über die kurzfristigen, positiven Auswirkungen hinaus langfris-

tige Bedeutung für Individuen, Staat und Gesellschaft. Sie setzt voraus, dass die Problem-

lagen der Menschen individuell und ganzheitlich betrachtet und gelöst werden. Die Einglie-

derung in Arbeit bleibt das prioritäre Ziel. Dabei ist ein enger Dialog mit den Beteiligten für 

einen guten Integrationsprozess sinnvoll.   

 

Geflüchtete Menschen müssen eng im Hinblick auf Spracherwerb und bei der qualifikati-

onsadäquaten Einmündung in den Arbeitsmarkt unterstützt werden.   
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II. Rahmenbedingungen 

Bundesebene: 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich seit mehreren Jahren in einer Phase der Stagnation. 

Die Wirtschaftsleistung in Deutschland ist derzeit damit nur geringfügig höher als vor Aus-

bruch der Covid-19-Pandemie im vierten Quartal 2019, hat sich nach den negativen 

Wachstumsraten der Jahre 2023 und 2024 im Jahr 2025 aber stabilisiert. 

Für den Jahresverlauf 2026 wird mit einer konjunkturellen Erholung gerechnet, die vor al-

lem von einer stärkeren binnenwirtschaftlichen Dynamik – bei gleichzeitig etwas nachlas-

senden außenwirtschaftlichen Belastungen – getragen wird. Insbesondere die wirtschafts- 

und finanzpolitischen Maßnahmen der Bundesregierung dürften dabei spürbare Wachs-

tumseffekte auslösen.  

In ihrer Jahresprojektion vom Januar 2026 geht die Bundesregierung davon aus, dass 

das preisbereinigte BIP im Jahr 2026 um 1,0 Prozent wächst. Für 2027 wird ein stärkeres 

BIP-Wachstum von 1,3 Prozent  prognostiziert.  

Die wirtschaftliche Schwächephase wirkt sich auch auf den Arbeitsmarkt aus. Nach einem  

Anstieg der Zahl der Arbeitslosen in den Jahren 2023 bis 2025 erwartet die Bundesregie-

rung, dass die Arbeitslosigkeit im Zuge der konjunkturellen Belebung in den Jahren 2026 

(-20 Tsd.) und 2027 (-100 Tsd.) auf dann 2,828 Mio. Personen zurückgehen wird. 

Laut Jahresprojektion soll die Zahl der Erwerbstätigen in 2026 um 20 Tsd. auf 45,962 Mio. 

im Vergleich zum Vorjahr leicht sinken. Für 2027 wird mit einer Erhöhung um 30 Tsd. ge-

rechnet.  
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Landesebene: 

Die ökonomischen Rahmenbedingungen in Sachsen-Anhalt bleiben auch im Jahr 2026 her-

ausfordernd. Die strukturellen Schwächen des Landes, insbesondere in den ländlichen Re-

gionen, führen weiterhin zu einem Rückgang der Beschäftigung und einem Anstieg der Ar-

beitslosigkeit.  

Laut der aktuellen Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) wird 

die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in Sachsen-Anhalt im Jahr 2026 voraus-

sichtlich um 0,1 Prozent sinken. Dies bedeutet einen weiteren Rückgang der Erwerbschan-

cen für viele Menschen im Land. Besonders betroffen sind Regionen mit einer schwachen 

wirtschaftlichen Infrastruktur und begrenzten Investitionsanreizen. 

Mit einem Anstieg der Arbeitslosigkeit wird aufgrund der demografischen Entwicklung je-

doch nicht gerechnet. Die Arbeitslosenquote in Sachsen-Anhalt wird voraussichtlich bei 

7,9 Prozent stagnieren. Die Arbeitsmarktentwicklung ist geprägt durch eine sinkende Dy-

namik im Bereich der Beschäftigungsaufnahme, sodass Arbeitslose zunehmend länger 

ohne Erwerbstätigkeit bleiben. Der Anteil der Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II an der 

Gesamtarbeitslosigkeit liegt 2026 voraussichtlich bei 69,1 Prozent und steigt damit deutlich 

um 3,6 Prozentpunkte. Dies deutet darauf hin, dass mehr Menschen in die Hilfebedürftigkeit 

geraten und verfestigte Arbeitslosigkeit weiterhin ein zentrales Problem bleibt. 

Die Investitionsneigung der Unternehmen und damit verbunden die Schaffung neuer Ar-

beitsplätze ist insbesondere bei der Automobilzulieferindustrie im Nordwesten sowie bei der 

chemischen Industrie im Süden und Osten des Landes aktuell sehr zurückhaltend. Viel-

mehr stehen diese Branchen auch 2026 unter starkem wirtschaftlichen Druck. Erste Insol-

venzen und größere Freisetzungen von Arbeitskräften sind bereits zu verzeichnen.  

Während die Automobilzulieferer vor allem unter der transformationsbedingten Unsicher-

heit leiden, machen der Chemieindustrie insbesondere die hohen Energie- und Gaspreise, 

sowie die ausländische Konkurrenz zu schaffen. Im Bereich des Handwerks wird es u.a. 

aufgrund des demografischen Wandels gerade in Sachsen-Anhalt für die überwiegend klei-

nen Unternehmen zunehmend schwieriger, eine Nachfolge zu finden, wenn die Geschäfts-

führung in den Ruhestand geht.  

Trotz dieser Herausforderungen gibt es positive Entwicklungen. Während das Verarbei-

tende Gewerbe, die Chemieindustrie und die Fahrzeug-Zulieferindustrie vor großen Um-

brüchen stehen, entstehen in Sachsen-Anhalt durch Investitionen in die Mikroelektronik, 

Logistik und Lebensmittelindustrie neue wirtschaftliche Impulse. Große Ansiedlungen in 

diesen Bereichen schaffen langfristig Arbeitsplätze und stärken die wirtschaftliche Basis 
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des Landes. Auch wenn diese Branchen oft weniger Beschäftigungschancen für arbeits-

marktferne Personen aus dem SGB II bieten, wirken sie dennoch stabilisierend auf den 

Arbeitsmarkt und können perspektivisch zur Schaffung weiterer Arbeitsmöglichkeiten bei-

tragen. Durch die verkehrsgünstige Lage Sachsen-Anhalts im Herzen Deutschlands ver-

zeichnet insbesondere die Lager- und Logistikbranche einen deutlichen Aufwuchs und wird 

sich auch 2026 positiv entwickeln. 

Finanzielle Rahmenbedingungen: 

Am 28. November hat der Bundestag den Bundeshaushalt 2026 beschlossen. Am 19. De-

zember hat ihn der Bundesrat gebilligt. Damit stehen folgende Mittelansätze zur Verfügung: 

Der Ansatz für den Eingliederungstitel 2026 auf Bundesebene beläuft sich auf 4,7 Mrd. 

Euro, der Ansatz für die Verwaltungskosten auf 5,25 Mrd. Euro. Hinzu kommen bis zu 350 

Mio. Euro über die fortbestehende Regelung zur Inanspruchnahme von Ausgaberesten zu 

Lasten des Gesamthaushalts. Zudem wird der Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) fortgeführt, mit 

dem zusätzlich bis zu 700 Mio. Euro aus dem Ansatz für die Grundsicherung für Arbeitsu-

chende für Förderungen nach § 16i SGB II zur Verfügung gestellt werden. Im Rahmen der 

Umgestaltung der Grundsicherung soll der PAT dauerhaft gesetzlich verankert und auf wei-

tere Lohnkostenzuschüsse ausgeweitet werden. Weitere 87 Mio. Euro werden den Jobcen-

tern am Jahresanfang nach der Regelung zum Ausgleichsbetrag in § 459 SGB III zur Ver-

fügung gestellt. Die Mittel kommen von der Bundesagentur für Arbeit. Sie dienen der Aus-

finanzierung von Maßnahmen zu Förderungen der beruflichen Weiterbildung und Rehabili-

tation, die spätestens im Jahr 2024 begonnen worden sind oder auf im Jahr 2024 ausge-

gebenen Gutscheinen beruhen. 

Für die zugelassenen kommunalen Träger des Landes Sachsen-Anhalt sind folgende 

Haushaltsansätze im Jahr 2026 vorgesehen:  

1. für Verwaltungs- und Sachkosten  81.627.743 Euro 

2. für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit  63.545.890 Euro. 
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III. Vereinbarungen 

§ 1 Verpflichtung der Vereinbarungspartner 

(1) Die Vereinbarungspartner setzen sich dafür ein, dass die in § 2 vereinbarten Ziele er-

reicht werden. Die Maßnahmen zur Zielerreichung erfolgen wirkungsorientiert und wirt-

schaftlich. 

(2) Die zuständige Landesbehörde schließt zu diesem Zweck gem.  

§ 48b Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SGB II Zielvereinbarungen mit den zugelassenen kommunalen 

Trägern ab. 

§ 2 Ziele, Zielindikatoren und Ergänzungsgrößen 

(1) Die Vereinbarungspartner verständigen sich auf folgende Ziele:  

1. Verringerung der Hilfebedürftigkeit 

Ziel ist es, dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte ihren Lebensunterhalt unab-

hängig von der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II aus eigenen 

Mitteln und Kräften bestreiten, damit die Hilfebedürftigkeit insgesamt verringert wird.  

Für die Nachhaltung der Erreichung dieses Ziels wird im Vergleich zum Vorjahr die 

Entwicklung der Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt im Rahmen eines 

Monitorings beobachtet. 

Weiterhin soll im Monitoring die Qualität der Integrationen betrachtet werden. Hierzu 

wird der Anteil an bedarfsdeckenden Integrationen beobachtet.  

Außerdem wird im Rahmen eines Monitorings besonderes Augenmerk auf die Zahl 

der Langzeitleistungsbeziehenden, die seit vier Jahren oder länger als erwerbsfä-

hige Leistungsberechtigte im Hilfebezug sind, gelegt. 

2. Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit 

Ziel ist es, die Hilfebedürftigkeit zu vermeiden oder zu überwinden und dabei den 

individuellen Unterstützungsbedarf von Frauen und Männern in allen Bereichen der 

Integrationsarbeit zu berücksichtigen. Dies soll vor allem durch Integrationen in Er-

werbstätigkeit erfolgen. Zielindikator für dieses Ziel ist die Integrationsquote.  

Das Ziel ist im Jahr 2026 erreicht, wenn sich die Integrationsquote der zugelassenen 

kommunalen Träger des Landes Sachsen-Anhalt im Durchschnitt um mindestens 

1,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahr erhöht. 
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 Im Rahmen der geschlechterspezifischen Planung zur gleichberechtigten Teilhabe 

am Arbeitsmarkt haben die zugelassenen kommunalen Träger geplant, dass die 

Integrationsquote der Frauen mindestens um 3,5 Prozent steigt und die der Männer 

mindestens um 0,4 Prozent steigt. 

3. Vermeidung und Verringerung von langfristigem Leistungsbezug 

Ziel ist die Vermeidung und Verringerung von Langzeitleistungsbezug. Der Präven-

tion und Beendigung des Langzeitleistungsbezugs bzw. der Langzeitarbeitslosigkeit 

kommt weiterhin eine besondere Aufmerksamkeit zu. Die Erreichung dieses Ziels 

setzt zum Teil längerfristige Eingliederungsstrategien und darauf konzentrierte Res-

sourcen voraus.  

Das Ziel ist im Jahr 2026 erreicht, wenn der durchschnittliche Bestand an Langzeit-

leistungsbeziehenden der zugelassenen kommunalen Träger des Landes Sachsen-

Anhalt gegenüber dem Vorjahr um mindestens 1,9 Prozent sinkt.  

4. Verbesserung der Verknüpfung kommunal- und bundesfinanzierter Eingliede-

rungsleistungen 

Kommunale Eingliederungsleistungen sind Teil der gesetzlichen Leistungen des 

SGB II und Bestandteil einer umfassenden und ganzheitlichen Leistungserbrin-

gung. Die Verknüpfung arbeitsmarktlicher Eingliederungsleistungen mit kommuna-

len Eingliederungsleistungen ermöglicht bei Arbeitsuchenden mit komplexen 

Handlungsbedarfen eine umfassende Betreuung und kann die Eingliederung in 

das Erwerbsleben fördern. Entsprechende lokale Zielvereinbarungen zwischen 

kommunalen Trägern und den leistungserbringenden Stellen  können hierzu einen 

Beitrag leisten. Der Abschluss solcher Zielvereinbarungen wird befürwortet. Die 

Transparenz über solche Zielvereinbarungen kann die Prozesse des Voneinander-

Lernens in diesem Bereich fördern. Ziel ist ein flächendeckendes niedrigschwelli-

ges Angebot kommunaler Leistungen. 

(2) Hinsichtlich der Zielindikatoren und der jeweils zu berücksichtigenden Ergänzungsgrö-

ßen findet die Verordnung zur Festlegung der Kennzahlen nach § 48a SGB II vom 

12.08.2010 (BGBl. I S. 1152), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. März 2019 

(BGBl. I S. 339) geändert worden ist, Anwendung. 
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§ 3 Dialoge zur Zielerreichung 

(1) Das BMAS und das Land Sachsen-Anhalt führen in vertrauensvoller Zusammenarbeit 

unterjährig in regelmäßigen Abständen - mindestens jedoch zweimal jährlich - direkte Dia-

loge zur Entwicklung in den Zielindikatoren. Der Dialog im Frühjahr 2027 wird zu den Ge-

samtergebnissen der Zielsteuerung 2026 geführt, welche auf Basis von Daten ohne War-

tezeit ermittelt werden. 

(2) Das BMAS wertet die Zielerreichung auf der Grundlage von Daten ohne Wartezeit in 

Form einer gemeinsamen Informationsgrundlage aus und stellt die Auswertungen den Län-

dern im Vorfeld der Dialoge zur Zielerreichung und zu weiteren Terminen zur Verfügung. 

Das Land Sachsen-Anhalt übermittelt dem BMAS rechtzeitig vor den Dialogen zur Zieler-

reichung eine schriftliche Bewertung der Auswertung. Im Dialog zur Zielerreichung analy-

sieren die Zielvereinbarungspartner gemeinsam die Entwicklung der Kennzahlen. 

(3) Die Auswirkungen von gesetzlichen Neuregelungen werden berücksichtigt. 

(4) Unterjährige Abweichungen von den in Absatz II festgelegten Haushaltsmitteln und den 

gesamtwirtschaftlichen Eckwerten werden bei der Beurteilung der Zielerreichung ebenso 

berücksichtigt wie konjunkturelle Entwicklungen sowie strukturelle Besonderheiten und 

Rahmenbedingungen.  

 

Für das  

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung des Landes Sach-
sen-Anhalt  

Für das  

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

 

 

 

………………………………………………. 

 

Susi Möbbeck 

Staatssekretärin 

 

 

 

………………………………………………... 

 

Leonie Gebers 

Staatssekretärin  

Magdeburg, den 26. März 2026 Berlin, den 27. Mäz 2026 
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